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Umgang mit Betroffenenanfragen  
gem. Art. 15 bis 22 DSGVO 
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1. Gesetzliche Grundlagen 
Die Erfüllung von Betroffenenanfragen zu Verarbeitungen aus den „Maßnahmen zum Schutz vor 
sexualisierter Belästigung und Gewalt“ würden häufig den Zweck der Verarbeitungen gefährden und 
auch zu schwierigen Entscheidungsproblemen in der Auskunft führen, wenn Rechte Dritter nicht verletzt, 
werden sollen. 
 
Die Umstände der Verarbeitungen ermöglichen es jedoch, ein entsprechendes Auskunftsersuchen ggf. 
NICHT zu erfüllen, obwohl dem*der Anfragenden gleichwohl mitgeteilt werden muss, warum das 
Auskunftsersuchen nicht oder nicht vollständig erfüllt werden kann. 
 
Die Einschränkungen können sich aus Art. 23 DSGVO in Verbindung mit § 29 BDSG ableiten: 
 
Art. 23 DSGVO Beschränkungen 
1.  Durch Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedsstaaten, denen der Verantwortliche oder der 

Auftragsverarbeiter unterliegt, können die Pflichten und Rechte gemäß den Artikeln 12 bis 22 und 
Artikel 34 sowie Artikel 5, insofern dessen Bestimmungen den in den Artikeln 12 bis 22 vorgesehenen 
Rechten und Pflichten entsprechen, im Wege von Gesetzgebungsmaßnahmen beschränkt werden, 
sofern eine solche Beschränkung den Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten achtet und 
in einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige und verhältnismäßige Maßnahme darstellt, die 
Folgendes sicherstellt:  
a) […]; 
b) […] 
c) […]; 
d) die Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder die Strafvollstreckung, 

einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit;  
e) den Schutz sonstiger wichtiger Ziele des allgemeinen öffentlichen Interesses der Union oder eines 

Mitgliedsstaats, insbesondere […] sowie im Bereich der öffentlichen Gesundheit und der sozialen 
Sicherheit; 

f) […]; 
g) die Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von Verstößen gegen die 

berufsständischen Regeln reglementierter Berufe; (Fortsetzung Seite 2) 
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h) […]; 
i) den Schutz der betroffenen Person oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen; 
j) […]. 

 
Diese Möglichkeit wurde durch den Gesetzgeber in § 29 BDSG umgesetzt: 
 
§ 29 BDSG Rechte der betroffenen Person und aufsichtsbehördliche Befugnisse im Fall von 
Geheimhaltungspflichten 
1. […]  

2Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 
besteht nicht, soweit durch die Auskunft Informationen offenbart würden, die nach einer 
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen. […]. 

 
Ergänzend kommt § 34 (2) BDSG zur Anwendung: 
 
§ 34 BDSG Auskunftsrecht der betroffenen Person 
(1) […] 
(2) 1Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind zu dokumentieren. 2Die Ablehnung der 

Auskunftserteilung ist gegenüber der betroffenen Person zu begründen, soweit nicht durch die 
Mitteilung der tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit 
der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. (…) 

 

2. Empfehlungen zur Umsetzung 
Wenn eine Betroffenenanfrage gestellt wird, so sollten für alle Betroffenenanfragen keine Informationen 
zu Verarbeitungen in Zusammenhang mit Verdachtsmomenten erteilt und die Gründe dafür wie folgt 
dargelegt werden: 
 
„Für den Fall, dass wir Ihre Daten im Zusammenhang mit Verdachtsmomenten in den Maßnahmen zum 
Schutz vor sexualisierter Belästigung und Gewalt verarbeiten, verweigern wir, um den Zweck der 
Verarbeitung und die Rechte etwaiger Dritte nicht zu gefährden, unter Berufung auf Art. 23 DSGVO in 
Verbindung mit § 29 BDSG eine Erteilung der Auskunft.“ 
 
Auskünfte zu den anderen Verarbeitungen, die sich also nicht auf Verdachtsmomente beziehen, sollen 
natürlich erteilt werden.  
 
Wenn für eine anfragende betroffene Person Daten in der Verarbeitung von Verdachtsmomenten 
vorliegen, so ist der Grund der Verweigerung der Auskunft am Vorgang (intern!) zu dokumentieren.  
Diese Dokumentation könnte wie folgt aussehen: 
 
„Die Daten des*der Betroffenen werden im Zusammenhang mit Verdachtsmomenten verarbeitet. Jede 
Offenlegung von Informationen in diesem Kontext führt zu einem hohen Risiko für die Rechte und 
Freiheiten aller Betroffenen und würde ggf. die weitere Aufklärung der Sachverhalte gefährden. Daher 
wird eine Auskunft unter Berufung auf § 29 (1) BDSG verweigert.“ 


